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Strategien zur Bekämpfung der weltweiten Armut: 
Irrwege, Umwege und Auswege 
von Peter Nunnenkamp und Rainer Thiele
Inhalt 
 Die Bilanz der bisher erreichten Fortschritte bei der 
Bekämpfung der weltweiten Armut fällt ernüchternd 
aus. Zwar haben einige Staaten, insbesondere in 
Asien, den Einkommensrückstand zu den Industrie-
ländern im Zuge der Globalisierung vermindert. Da-
zu gehören die bevölkerungsreichen Staaten China 
und Indien. Viele andere Entwicklungsländer sind 
wirtschaftlich aber weiter zurückgefallen. Besonders 
kritisch ist die Lage in Afrika südlich der Sahara: 
Dort verharrt der Anteil der Bevölkerung, der von 
weniger als einem Dollar pro Tag leben muss, bei 
fast 50 Prozent. 
 Vor diesem Hintergrund wird vor allem von Globali-
sierungskritikern eine Strategie verlangt, die sich 
unmittelbar auf die besonders armen Bevölkerungs-
gruppen konzentriert, um das UN-Ziel einer Halbie-
rung der absoluten Armut bis 2015 zu erreichen. Es 
verbietet sich jedoch, den Ansatz, Armut auf dem 
Umweg über gesamtwirtschaftliches Wachstum zu 
bekämpfen, leichtfertig zu verwerfen. Empirische 
Untersuchungen zeigen, dass eine Zunahme der 
Durchschnittseinkommen in aller Regel mit einer 
proportionalen Zunahme des Einkommens beson-
ders armer Bevölkerungsgruppen einhergeht. Ohne 
Wachstum ist eine wirksame Armutsbekämpfung al-
so kaum zu erreichen. 
 Die pauschale Kritik, die gesamtwirtschaftlichen 
Stabilisierungs- und Strukturanpassungsprogramme 
von IWF und Weltbank gingen vor allem zu Lasten 
der Armen, ist nicht zu halten. Zwar sind die Re-
formprogramme häufig weniger wirksam geblieben 
als erhofft. Dies ist aber großenteils darauf zurück-
zuführen, dass wesentliche Reformen von den Ent-
wicklungsländern nicht umgesetzt worden sind. 
 Handelsliberalisierung, die typischerweise Bestand-
teil von Strukturanpassungsprogrammen ist, bietet 
längerfristig einen Ausweg aus der Armutssituation, 
weil sie die gesamtwirtschaftliche Entwicklung för-
dert. Von den kurzfristigen Anpassungslasten wer-
den die Armen möglicherweise aber besonders stark 
betroffen, so dass die Einkommensverteilung zu-
mindest zeitweilig ungleicher werden kann. 
 Als Irrweg dürfte sich hingegen erweisen, ausländi-
sche Direktinvestitionen als probates Mittel im 
Kampf gegen die weltweite Armut anzupreisen. Po-
sitive Wachstumseffekte von Direktinvestitionen sind 
gerade dort ausgeblieben, wo sie am dringlichsten 
wären. Zudem spricht wenig dafür, dass arme Be-
völkerungsgruppen von eventuellen Wachstumsef-
fekten der Direktinvestitionen in besonderem Maße 
profitieren würden. 
 Dagegen lassen sich verstärkte Investitionen im Bil-
dungs- und Ausbildungswesen als besonders ge-
eignete Strategie zur Armutsbekämpfung bezeich-
nen. Eine bessere Ausstattung mit Humankapital 
fördert nicht nur das gesamtwirtschaftliche Wachs-
tum; ein höherer Bestand und eine gleichmäßigere 
Verteilung von Humankapital reduzieren zudem in 
der Regel die Einkommensungleichheit. Die Armen 
würden in erster Linie durch eine bessere Grundbil-
dung begünstigt. 
 Über Bildungsinvestitionen hinaus sind zielgruppen-
orientierte Maßnahmen wie die Vergabe von Eigen-
tumsrechten und ein dadurch erleichterter Zugang 
zu Krediten geeignet, der armen Bevölkerung eine 
stärkere Teilhabe am Wachstumsprozess zu ermög-
lichen. Als Irrweg ist es dagegen anzusehen, wenn 
von Regierungen, die bereits im Bereich der allge-
meinen Wachstumspolitik scheitern, ein sektor-, in-
dustrie- und regionalspezifisches Konzept der Ar-
mutsbekämpfung gefordert wird. 
 Die Entwicklungshilfe könnte einen stärkeren Bei-
trag zur weltweiten Armutsbekämpfung leisten, 
wenn sie vorwiegend an arme Empfängerländer 
vergeben würde, die eine erfolgversprechende Wirt-
schaftspolitik verfolgen. Unterstützt werden sollten 
insbesondere Reformen, die von den Entwicklungs-
ländern selbst initiiert worden sind. Regierungen in 
nicht reformbereiten Staaten sollten keine Entwick-
lungshilfe mehr erhalten. 
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1  Armutsbekämpfung: Zurück auf der Agenda 
„Our dream is a world free of poverty“. So em-
phatisch beschreibt die Weltbank als wichtigste 
Institution der internationalen Entwicklungspoli-
tik ihre Vision. Vor diesem Hintergrund erstaunt 
es, dass abgesehen von den frühen siebziger Jah-
ren die Bekämpfung der Armut in der entwick-
lungspolitischen Diskussion lange Zeit nur eine 
untergeordnete Rolle spielte. Grund für die weit-
gehende Beschränkung auf das Wachstumsziel 
war die vorherrschende Einschätzung, dass der 
Schlüssel zur Armutsbekämpfung in einer er-
folgreichen Wachstumspolitik liege und es kei-
ner eigenständigen Strategie zur Armutsreduzie-
rung bedürfe. Als Reaktion auf zunehmende 
Zweifel an der zwangsläufigen und hinreichen-
den Verbesserung der Armutssituation unter 
günstigen Wachstumsbedingungen, die insbeson-
dere im Zusammenhang mit den Strukturanpas-
sungsprogrammen des IWF und der Weltbank 
geäußert wurden (z.B. Cornia et al. 1987), setzte 
in den neunziger Jahren ein Umdenken ein. 
Vermehrt wurde nun unter dem Schlagwort „pro-
poor growth“ nach einer expliziten Strategie zur 
Bekämpfung der Armut gesucht, die wachstums-
politische Maßnahmen mit spezifischen Eingrif-
fen zugunsten armer Bevölkerungsgruppen ver-
bindet. 
Ziel des vorliegenden Beitrags ist es, die Eig-
nung wichtiger Politikbereiche für eine solche 
Strategie zu überprüfen. Nach einer Bestandsauf-
nahme der Armutsentwicklung (Kapitel 2) und 
einer Diskussion des Zusammenhangs zwischen 
Wachstum und Armut (Kapitel 3) werden zu-
nächst drei bedeutende wachstumsorientierte 
Maßnahmen – Strukturanpassungsprogramme im 
Allgemeinen (Kapitel 4) sowie speziell die Han-
delsliberalisierung (Kapitel 5) und die Förderung 
ausländischer Direktinvestitionen (Kapitel 6) – 
betrachtet, die die Armut sowohl auf dem Um-
weg über Wachstumseffekte als auch auf direk-
tem Wege über veränderte Rahmenbedingungen 
für arme Bevölkerungsgruppen beeinflussen 
könnten. In den Kapiteln 7 und 8 werden Inves-
titionen in Bildung und staatliche Interventionen 
diskutiert, die gezielt zugunsten der Armen ein-
gesetzt werden. In diesem Zusammenhang ist 
von besonderem Interesse, ob sich Auswege aus 
dem potenziellen Zielkonflikt zwischen Wachs-
tum und direkter Armutsbekämpfung ergeben. 
Zielgruppenorientierte Eingriffe, die zulasten des 
Wachstums gehen, könnten sich als Irrweg er-
weisen, indem sie die Armut erhöhen, statt sie 
wie beabsichtigt zu senken. Abschließend wird 
in Kapitel 9 erörtert, inwieweit die internationale 
Entwicklungszusammenarbeit Reformbemühun-
gen auf lokaler Ebene unterstützen kann.  
2  Bilanz der weltweiten Armutsbekämpfung: Unzureichende 
Fortschritte  
Die Armutsbekämpfung kann als vorrangiges 
Ziel der entwicklungspolitischen Agenda angese-
hen werden. Wie erfolgreich die bisherigen An-
strengungen zur Erreichung dieses Ziels gewesen 
sind, ist umstritten, wobei sich die Debatte um 
zwei Kernfragen dreht: (1) Ist es gelungen, die 
Zahl der absolut Armen signifikant zu reduzie-
ren? (2) Hat sich die weltweite Kluft zwischen 
Arm und Reich verringert? Die erste Frage ist 
eng mit der in den „Millennium Development 
Goals“ der Vereinten Nationen enthaltenen For-
derung nach einer Halbierung der Armut zwi-
schen 1990 und 2015 verbunden, während die 
zweite Frage insbesondere im Zusammenhang 
mit den Verteilungswirkungen der Globalisie-
rung gestellt wird. Im Folgenden ist zu prüfen, 
ob die verfügbaren statistischen Daten eine ein-
deutige Beantwortung der beiden Kernfragen 
erlauben. 
International vergleichbare Zahlen zur Ent-
wicklung der Armut in nahezu allen Ländern der 
Erde werden regelmäßig von der Weltbank be-4 
Tabelle 1: 
Die Entwicklung der Einkommensarmut nach Regionen 1987–1999 
 1987  1990  1998  1999a 
  Zahl der Menschen, die über weniger als 1 US-Dollar pro Tag verfügen 
(Millionen) 
Ostasien  und  Pazifik  417,4 452,4 278,3 260,0 
Europa und Zentralasien  1,1  7,1  24,0  17,0 
Lateinamerika und Karibik  63,7  73,8  78,2  77,0 
Naher Osten und Nordafrika  9,3  5,7  5,5  7,0 
Südasien  474,4 495,1 522,0 490,0 
Afrika südlich der Sahara  217,2  242,3  290,9  300,0 
Gesamt  1 183,2  1 276,4  1 198,9  1 151,0 
  
  Anteil der Bevölkerung, der über weniger als 1 US-Dollar pro Tag verfügt 
(Prozent) 
Ostasien  und  Pazifik  26,6 27,6 15,3 14,2 
Europa  und  Zentralasien  0,2 1,6 5,1 3,6 
Lateinamerika und Karibik  15,3  16,8  15,6  15,1 
Naher Osten und Nordafrika  4,3  2,4  1,9  2,3 
Südasien  44,9 44,0 40,0 36,9 
Afrika südlich der Sahara  46,6  47,7  46,3  46,7 
Gesamt  28,3 29,0 24,0 22,7 
aVorläufige Schätzungen. 
Quelle: World Bank (2000a; 2003). 
rechnet. Für die Weltbank gilt als extrem arm, 
wer – in Kaufkraftparitäten ausgedrückt – weni-
ger als 1 US-Dollar pro Tag für Konsumzwecke 
zur Verfügung hat.1 So gemessen ist der Anteil 
der Armen in Entwicklungs- und Transformati-
onsländern zwischen 1990 und 1999 von 29 auf 
23 Prozent gesunken (Tabelle 1), was fortge-
schrieben nicht für eine Halbierung der Armut 
bis zum Jahr 2015 ausreicht. Aufgrund des Be-
völkerungswachstums ist die absolute Zahl der 
Armen im Laufe der Jahre nahezu konstant 
geblieben. Hinter der Gesamtentwicklung ver-
bergen sich allerdings enorme regionale Unter-
schiede: Während in Afrika südlich der Sahara 
60 Millionen Arme hinzugekommen sind und 
die Armutsrate bei knapp unter 50 Prozent ver-
harrt, hat Ostasien ungeachtet der Asienkrise in-
nerhalb von nur 10 Jahren das Halbierungsziel 
schon fast erreicht. Zwischen diesen beiden Ex-
tremen befindet sich Südasien, die Region mit 
den meisten Armen, wo die Entwicklung in etwa 
dem Durchschnitt entspricht. Die Situation Afri-
____________________ 
1In analoger Weise diagnostiziert die Weltbank moderate 
Armut bei denjenigen, die von weniger als 2 US-Dollar am 
Tag leben müssen. Zur Entwicklung der moderaten Armut 
vgl. World Bank (2003).  
kas südlich der Sahara stellt sich in Wahrheit 
noch dramatischer dar, weil ein Großteil der 
Armen weit unterhalb der Armutslinie angesie-
delt ist. Sala-i-Martin (2002) etwa kommt bei 
Verwendung einer auf dem Einkommen statt auf 
dem Konsum basierenden Armutslinie von 
1  US-Dollar pro Tag, durch die die weltweite 
gemessene Armut mehr als halbiert wird, zu 
dem Ergebnis, dass 1998 zwei Drittel der Armen 
aus Afrika südlich der Sahara stammten. 
Da es keine geeigneten alternativen Daten-
quellen gibt, spielen die Armutszahlen der 
Weltbank in der entwicklungspolitischen Dis-
kussion – etwa wenn es um die Erreichung der 
„Millennium Development Goals“ geht – eine 
zentrale Rolle, obwohl Zweifel an ihrer Qualität 
angebracht sind. Es ist anzuerkennen, dass die 
Weltbank ihre Armutsmessungen, wenn immer 
möglich, auf Einkommens- und Verbrauchs-
stichproben basiert. Derart umfangreiche Daten 
werden allerdings zum Teil nur sehr unregelmä-
ßig erhoben. Die aktuellste Stichprobe für Bots-
wana stammt z.B. aus dem Jahr 1985. In diesen 
Fällen behilft sich die Weltbank damit, die Ent-
wicklung der Armut auf der Basis des aus der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung ermittel-5 
ten durchschnittlichen Konsumwachstums hoch-
zurechnen. Dabei wird u.a. angenommen, dass 
die Struktur des Konsums über Einkommens-
gruppen hinweg im Zeitablauf konstant bleibt. 
Wie fehlerbehaftet ein solches Vorgehen sein 
kann, illustriert in spektakulärer Weise das Bei-
spiel Indiens. Im Weltentwicklungsbericht 2000/ 
2001 mit dem Schwerpunktthema Armutsbe-
kämpfung (World Bank 2000a) wurde noch da-
von ausgegangen, dass sich die Zahl der Armen 
zwischen 1993/1994 (dem Jahr der letzten ver-
fügbaren Stichprobe) und 1998 um rund 50 Mil-
lionen erhöht hat. Nach der Auswertung der im 
Zeitraum 1999/2000 durchgeführten Stichprobe 
ergab sich dann aber, dass es in Indien 1999/ 
2000 rund 50 Millionen weniger Arme als 1993/ 
1994 gab. Aufgrund der Größe des Landes hatte 
diese Korrektur sogar einen Einfluss auf die 
Tendenz der Gesamteinschätzung. Während der 
Weltentwicklungsbericht eine leichte Zunahme 
der Armut (in absoluten Zahlen) zwischen 1987 
und 1998 konstatierte, errechnet sich für die um 
ein Jahr verlängerte Periode eine leichte Abnah-
me (Tabelle 1). Schließlich gibt es auch eine Rei-
he von Ländern, für die keine einzige Stichprobe 
vorliegt. Um dennoch Armutsraten für die ein-
zelnen Regionen zu berechnen, nimmt die Welt-
bank an, dass die von ihr erfassten Länder reprä-
sentativ für die jeweilige Gesamtregion sind. 
Problematisch ist dies z.B. für Afrika südlich der 
Sahara, wo mehr als ein Viertel der Bevölkerung 
in Ländern lebt, für die jegliche Stichprobenin-
formation fehlt. 
Methodische Kritik wird an den von der Welt-
bank für alle Bevölkerungsgruppen gleicherma-
ßen zugrunde gelegten durchschnittlichen Kauf-
kraftparitäten auf der Basis durchschnittlicher 
nationaler Warenkörbe geübt (Pogge und Reddy 
2003). Während große internationale Preisunter-
schiede, die die Einkommen in Kaufkraftparitä-
ten für arme Länder nach oben treiben, vor allem 
bei nicht handelbaren Dienstleistungen auftreten, 
liegen die Preise der hauptsächlich von den Ar-
men konsumierten Grundnahrungsmittel und an-
derer Bedarfsgüter international zum Teil nah 
beieinander. Es besteht also eine Tendenz, die 
Kaufkraft der Armen zu überschätzen bzw. die 
Armutsrate zu unterschätzen. Diese Verzerrung 
hat allerdings keinen systematischen Einfluss auf 
die gemessenen Veränderungen im Zeitablauf. 
Noch stärker in Zweifel gezogen wird die Ro-
bustheit der Ergebnisse der Weltbank in einer 
jüngst vom Institute for International Economics 
in Washington herausgegebenen Studie (Bhalla 
2002). Bhalla kommt zu dem Ergebnis, dass das 
Ziel einer Halbierung der Armut schon im Jahr 
2000, also 15 Jahre vor Ablauf der von den Ver-
einten Nationen gesetzten Frist, mehr als er-
reicht war. Der dramatische Unterschied zwi-
schen den beiden Resultaten ist im Wesentlichen 
auf zwei Faktoren zurückzuführen. Zum einen 
werden die Kaufkraftparitätenwechselkurse zur 
Konvertierung der Einkommen in US-Dollar 
einmal von der Produktionsseite (Bhalla) und 
einmal von der Konsumseite (Weltbank) berech-
net. In einigen Fällen führt dies zu merklichen 
Abweichungen, wobei wiederum Indien als pro-
minentes Beispiel zu nennen ist. Bhalla ermittelt 
ein um 17 Prozent höheres Einkommen für Indi-
en als die Weltbank; da sich in Indien viele 
Menschen nahe der Armutslinie bewegen, 
schlägt sich dies entsprechend in den Armuts-
schätzungen nieder. Zum anderen werden die in 
den Stichproben angegebenen Anteile verschie-
dener Einkommensdezile am Gesamtkonsum 
einmal mit dem aggregierten Konsum aus der 
Stichprobe selbst (Weltbank) und einmal mit 
dem gesamtwirtschaftlichen Konsum aus der 
VGR (Bhalla) multipliziert, um die Konsumni-
veaus der Bevölkerungsgruppen zu berechnen. 
Da die Konsumangaben in der VGR systema-
tisch höher sind als die in Stichproben, kommt 
Bhalla auch auf diesem Wege zu niedrigeren 
Armutsraten. Zwar ist Bhallas Analyse, insbe-
sondere was die Verwendung von Daten der 
VGR betrifft, aus methodischer Sicht angreifbar 
(Deaton 2002). Sie illustriert aber doch ein-
drucksvoll, wie sensibel Armutsschätzungen auf 
Variationen in der Datenaufbereitung reagieren 
können. Problematisch ist in diesem Zusam-
menhang vor allem, dass die Weltbank als Mo-
nopolist agiert, der nicht frei von eigenen Inte-
ressen sein dürfte. Sie könnte z.B. geneigt sein, 
zwar Fortschritte im Hinblick auf die Erreichung 
der „Millennium Development Goals“ zu doku-
mentieren, aber gleichzeitig noch zusätzlichen 
Handlungsbedarf zu signalisieren. Verschärfend 6 
kommt hinzu, dass die Weltbank die Herausgabe 
von Daten so restriktiv handhabt, dass es kaum 
möglich ist, die Ergebnisse zu überprüfen bzw. 
auf ihre Robustheit hin zu testen (Deaton 2002). 
Anders als bei der Armutsmessung kann die 
Beurteilung des internationalen Entwicklungs-
gefälles auf relativ eindeutiger Basis erfolgen. 
Sie fällt unterschiedlich aus, je nachdem ob 
Volkswirtschaften oder Individuen betrachtet 
werden. Vergleicht man die Entwicklung der 
Pro-Kopf-Einkommen im Länderquerschnitt, so 
ergibt sich die von nongovernmental organizati-
ons (NGOs) beklagte Öffnung der Schere zwi-
schen armen und reichen Ländern. Das Verhält-
nis des durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkom-
mens des reichsten Fünftels aller Länder zu dem 
des ärmsten Fünftels hat sich zwischen 1960 und 
1990 von 30:1 auf 60:1 verdoppelt und ist bis 
1998 nochmals auf 74:1 gestiegen (UNDP 
1999). Studien, die auf Individuen abstellen, in-
dem sie Bevölkerungsgewichte für einzelne 
Länder verwenden und Änderungen der länder-
internen Einkommensverteilung berücksichti-
gen, diagnostizieren hingegen in ihrer Mehrzahl 
einen Rückgang der weltweiten Ungleichheit 
seit den achtziger Jahren (z.B. Sala-i-Martin 
2002),2 und zwar unabhängig davon, ob der ge-
läufige Gini-Koeffizient oder andere Vertei-
lungsindikatoren zur Messung herangezogen 
werden. Dieses Ergebnis reflektiert zu einem 
großen Teil den Aufholprozess Chinas und in ge-
ringerem Maße Indiens. Es verdeckt damit die 
Tatsache, dass sich am unteren Rand der Welt-
einkommensverteilung, d.h. vor allem in großen 
Teilen Afrikas, der Abstand zum Rest der Welt 
vergrößert hat. Welche der beiden Gewichtungen 
angebracht ist, hängt von der jeweiligen Frage-
stellung ab. Geht es z.B. um eine allgemeine 
Bewertung der Entwicklungspolitik, erscheint 
die Länderbetrachtung sinnvoll. Eine Wohl-
fahrtsanalyse würde dagegen eher die individu-
elle Einkommensverteilung in den Mittelpunkt 
stellen. 
_______________ 
2Eine Ausnahme stellen Bourguignon und Morrison (2002) 
dar, die für die achtziger und frühen neunziger Jahre eine 
weitgehend konstante Einkommensverteilung ermitteln.
3  Armutsbekämpfung durch Wachstum: Notwendig, aber nicht hin-
reichend? 
Von vielen Globalisierungsgegnern wird der An-
satz, Armut auf dem Umweg über gesamtwirt-
schaftliches Wachstum zu bekämpfen, leichtfer-
tig verworfen. Aber die Botschaft der Ökono-
men, die den Zusammenhang zwischen der Ar-
mutsentwicklung und dem gesamtwirtschaftli-
chen Wachstum in Querschnitts- und Panel-
Analysen untersucht haben, ist eindeutig: 
„Growth Is Good for the Poor“ lautet der Titel 
eines viel beachteten Beitrags von Dollar und 
Kraay (2001a). Das zentrale Ergebnis für ein 
Sample von 80 Ländern und einen Zeitraum von 
vier Jahrzehnten lautet, dass ein Anstieg des 
durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommens mit 
einem ebenso hohen Anstieg des Einkommens 
des ärmsten Fünftels der Bevölkerung einherge-
gangen ist. Die Schätzungen implizieren, dass 
mehr als 80  Prozent der Unterschiede im Ein-
kommen der Armen aus den Unterschieden im 
durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen abzu-
leiten sind. In der etwas modifizierten Regressi-
onsanalyse von Gundlach et al. (2001) findet 
sich bestätigt, dass eine Zunahme des Durch-
schnittseinkommens zu einer proportionalen Zu-
nahme des Einkommens besonders armer Bevöl-
kerungsschichten geführt hat. 
Darüber hinaus weisen Dollar und Kraay 
(2001a) einige verbreitete Thesen zurück: 
 Es findet sich keine Evidenz für die so ge-
nannte Kuznets-Kurve, wonach sich die Ein-
kommensungleichheit im Entwicklungspro-
zess zunächst verstärkt und erst später wieder 
verringert. Vielmehr ist der Zusammenhang 
zwischen gesamtwirtschaftlichem Wachstum 
und dem Einkommen der Armen für Länder 
auf einem niedrigen Entwicklungsniveau ge-  
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nauso stark wie für weiter fortgeschrittene 
Volkswirtschaften. 
 Die Relation zwischen Wachstum und Armut 
unterscheidet sich nicht in Wachstums- und 
Krisenzeiten. Gesamtwirtschaftliche Krisen 
haben also nicht zur Folge, dass die Einkom-
men der Armen überdurchschnittlich stark 
sinken. 
 Die Reduktion von Armut durch Wachstum ist 
im Zeitablauf unverändert geblieben. Dieses 
Ergebnis widerspricht der These, wonach nur 
die Reichen, nicht aber die Armen von der 
fortschreitenden Globalisierung profitiert ha-
ben. 
Diese Ergebnisse bedeuten nicht, dass sich die 
Strategie der Armutsbekämpfung darauf reduzie-
ren lässt, das gesamtwirtschaftliche Wachstum 
zu fördern. Zu beachten ist zunächst, dass Stu-
dien wie die von Dollar und Kraay (2001a) und 
Gundlach et al. (2001) die Armutssituation am 
Einkommen des ärmsten Fünftels der Gesamtbe-
völkerung festmachen. Die geschätzte Elastizität 
des Einkommens dieser Gruppe von etwa eins in 
Bezug auf das Durchschnittseinkommen der Ge-
samtbevölkerung kann sehr unterschiedliche Ef-
fekte auf die Verbreitung absoluter Armut ha-
ben. Die Elastizität des Bevölkerungsanteils mit 
einem Einkommen unterhalb einer gegebenen 
Armutslinie (z.B. von 1 US-Dollar pro Tag) va-
riiert nämlich im Länderquerschnitt erheblich. 
Einerseits reduziert ein proportionaler Einkom-
mensanstieg die absolute Armut nur wenig, 
wenn sich große Bevölkerungsteile weit unter-
halb der Armutslinie befinden, was für viele 
Länder mit einer extrem ungleichen Einkom-
mensverteilung zutrifft (Klasen 2001; Gundlach 
et al. 2001). Andererseits ergibt sich eine beson-
ders starke Verbesserung der absoluten Armuts-
situation, wenn große Bevölkerungsteile im Aus-
gangszeitpunkt in Armut leben, der Abstand zur 
Armutslinie aber vergleichsweise gering ist. 
Es kommt hinzu, dass das Ergebnis eines pro-
portionalen Einkommensanstiegs durch gesamt-
wirtschaftliches Wachstum hinter der im Rah-
men der Armutsbekämpfung häufig erhobenen 
Forderung eines „pro-poor growth“ zurück-
bleibt. Klasen (2001) operationalisiert diese For-
derung in der Weise, dass die Armen überdurch-
schnittlich stark vom Wachstum profitieren 
müssten. Dieses Ziel wurde bisher zumeist ver-
fehlt. Die Einkommensverteilung hat sich in den 
meisten Entwicklungsländern wenig verändert, 
in einzelnen Ländern – insbesondere in China – 
ist sie erheblich ungleicher geworden (Sala-i-
Martin 2002). 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage 
nach wirtschaftspolitischen Ansatzpunkten für 
eine wirksame Armutsbekämpfung. Die begrün-
dete Erwartung positiver Wachstumsimpulse 
sollte dabei als Mindestkriterium gelten. Priori-
tät hätten Maßnahmen, von denen die Armen 
überdurchschnittlich stark profitieren würden. 
Umstritten ist insbesondere, ob der Staat zu sek-
torspezifischen und industriepolitischen Instru-
menten greifen sollte und welche Rolle eine ar-
mutsorientierte Umverteilungspolitik über die 
Wachstumsförderung hinaus spielen sollte. Die 
wichtigsten Politikbereiche werden im Folgen-
den im Hinblick auf ihre Effektivität im Rahmen 
der Armutsbekämpfung diskutiert. 
4 Gesamtwirtschaftliche  Stabilisierung und Strukturanpassungs-
programme: Auf Kosten der Armen? 
Nach den verbreiteten Finanz- und Währungs-
krisen in der jüngsten Vergangenheit ist insbe-
sondere der IWF unter Beschuss geraten. Ihm 
wird unter anderem vorgehalten, den Entwick-
lungsländern seien ohne Rücksicht auf die Ar-
mutssituation Stabilisierungsmaßnahmen aufer-
legt worden; die auf geld- und fiskalpolitische 
Austerity ausgerichtete makroökonomische Kon-
ditionalität habe die armen Bevölkerungsschich-
ten in noch tiefere Armut gestürzt (Khor 2003).3 
____________________ 
3Nach Weltbankangaben sind durch die scharfe Rezession 
nach Ausbruch der Asienkrise Millionen von Menschen 
unter die Armutslinie gedrückt worden (World Bank 
2000b: 6).  
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Zuvor war schon der Weltbank angelastet wor-
den, die von ihr propagierten Strukturanpas-
sungsprogramme seien kontraproduktiv, weil die 
Armut in den Entwicklungsländern dadurch ver-
schärft worden sei (Cornia et al. 1987). Zusam-
mengenommen würde dies bedeuten, dass we-
sentliche Elemente des so genannten Washing-
ton-Konsenses (Williamson 1990) im Konflikt 
mit dem entwicklungspolitischen Ziel einer 
wirksamen Armutsbekämpfung stehen. 
Die pauschale Kritik, der Washington-Kon-
sens schade den Armen, ist jedoch nicht zu hal-
ten. Die Strukturanpassungsprogramme sind 
zwar zumeist in dem Sinne fehlgeschlagen, dass 
die beabsichtigten Wachstums- und Armutsef-
fekte ausgeblieben sind, was Klasen (2001) vor 
allem für Afrika beklagt. Umstritten ist jedoch, 
ob dieses Scheitern dem Konzept der Struktur-
anpassung anzulasten ist oder der Tatsache, dass 
dieses Konzept häufig gar nicht oder bestenfalls 
teilweise umgesetzt worden ist. Dies gilt gerade 
für Afrika südlich der Sahara, wo nur 10 von 37 
Staaten, die im Zeitraum 1980–1996 Anpas-
sungskredite in Anspruch nahmen, die Pro-
grammauflagen in hinreichendem Umfang er-
füllten (World Bank 1997). Entsprechend hat 
sich auch die Diskriminierung des Agrarsektors, 
wo ein Großteil der Armen beschäftigt ist, in 
vielen afrikanischen Ländern kaum vermindert 
(Thiele 2003). Thiele und Wiebelt (2000) ver-
weisen auf die Reformunwilligkeit von Regie-
rungen und die fehlende Identifizierung mit den 
zumeist sehr detaillierten Auflagen der Program-
me als Hauptgründe für Umsetzungsdefizite. 
Die Bilanz, die diese Autoren aus den Erfah-
rungen von zwei Jahrzehnten ziehen, verdeut-
licht, dass weder positive noch negative Pau-
schalurteile über Strukturanpassungsprogramme 
angebracht sind. Länderstudien verweisen auf 
gegensätzliche Erfahrungen. So konnte Peru zu-
mindest zeitweise als Beispiel einer ökonomisch 
und sozial erfolgreichen Anpassung bezeichnet 
werden, wohingegen die Anpassung in Simbab-
we als klar gescheitert anzusehen ist. Spatz 
(2003) zeigt am Beispiel Boliviens, dass armuts-
relevante Beschäftigungs- und Verdienstvariable 
in Abhängigkeit von der Art und der Abfolge 
von Strukturreformen unterschiedliche Entwick-
lungen nehmen können. Aus Querschnittsanaly-
sen ergibt sich, dass mit positiven Wachstumsef-
fekten zu rechnen ist, wenn die geforderten Poli-
tikreformen tatsächlich durchgeführt werden 
(Thiele und Wiebelt 2000). Entgegen der Be-
hauptung vieler Globalisierungskritiker hatten 
die Strukturanpassungsprogramme im Durch-
schnitt keine negativen sozialen Auswirkungen. 
In den meisten Ländern sank die Armutsrate 
während der Anpassung allerdings nur geringfü-
gig. Dies dürfte nicht zuletzt darauf zurückzu-
führen sein, dass nur selten die Vorgabe umge-
setzt wurde, arme Bevölkerungsgruppen durch 
zielgerichtete Gesundheits- und Bildungsmaß-
nahmen stärker zu begünstigen. 
Auch die vom IWF verordneten gesamtwirt-
schaftlichen Stabilisierungsmaßnahmen sind viel-
fach weniger wirksam geblieben als erhofft. Zum 
einen gab es wie bei den Strukturanpassungspro-
grammen offensichtliche Umsetzungsprobleme. 
So zeigte sich vor allem bei Vorher-Nachher-
Vergleichen ein überraschend schwacher Zusam-
menhang zwischen IWF-Programmen und der In-
flationsrate (Easterly 2001). Zum anderen erwies 
sich in einem Querschnitt von 73 Entwicklungs-
ländern der (bivariate) Korrelationskoeffizient 
zwischen der durchschnittlichen Inflationsrate im 
Zeitraum 1980–2000 und der Entwicklung des 
durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommens als in-
signifikant (Nunnenkamp 2003a). Gleichwohl 
waren Entwicklungsländer mit niedrigem oder 
negativem Einkommenswachstum häufiger durch 
zeitweise extrem hohe und damit auch volatile In-
flationsraten gekennzeichnet. 
Unter Ökonomen ist es kaum umstritten, dass 
hohe und stark schwankende Inflationsraten in 
erster Linie die ärmsten Bevölkerungsgruppen 
negativ treffen. Deren Einkommen, das großen-
teils im informellen Sektor erzielt wird, ist typi-
scherweise nicht gegen Inflationsrisiken abgesi-
chert. Klasen (2001: 14) folgert deshalb: „Mac-
roeconomic stability is a prerequisite for pro-
poor growth“. Dollar und Kraay (2001a) be-
zeichnen es sogar als „super-pro-poor“, wenn ho-
he Inflationsraten vermieden werden.  
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5 Handelsliberalisierung:  Uneingeschränkt wirksam? 
Der Washington-Konsens umfasst auch den As-
pekt der Offenheit gegenüber den Weltmärkten, 
der in Form handelspolitischer Liberalisierungs-
vorgaben zugleich ein wesentliches Element vie-
ler Strukturanpassungsprogramme war. Der Dis-
sens zwischen Globalisierungskritikern und den 
meisten Ökonomen ist bei diesem Aspekt beson-
ders scharf. Während die Kritiker das Scheitern 
des WTO-Ministertreffens in Cancún bejubel-
ten, stehen nach Berechnungen der Weltbank für 
die Entwicklungsländer gesamtwirtschaftliche 
Einkommensgewinne von jährlich mehr als 300 
Mrd. US-Dollar auf dem Spiel, die zum größten 
Teil durch eigene Liberalisierungsmaßnahmen 
zu erzielen wären und die es ermöglichen wür-
den, 144 Millionen Menschen aus der Armut zu 
befreien (The Economist 2003a). 
Die These, dass handelspolitische Offenheit 
die wirtschaftliche Entwicklung fördert, wird 
durch eine Vielzahl von Länderstudien und 
Querschnittsanalysen empirisch gestützt. Lindert 
und Williamson fassen die Evidenz wie folgt zu-
sammen: „The doubts that one can retain about 
each individual study threaten to block our view 
of the overall forest of evidence. Even though no 
one study can establish that openness to trade 
has unambiguously helped the representative 
Third World economy, the preponderance of 
evidence supports this conclusion“ (zitiert wie in 
World Bank 2002: 5). Auch Dollar und Kraay 
(2001b) finden einen deutlich positiven Wachs-
tumseffekt einer stärkeren Außenhandelsorien-
rung von Entwicklungsländern. Diese Autoren 
betrachten insgesamt 72 Entwicklungsländer, 
von denen das Drittel mit dem höchsten Anstieg 
der Außenhandelsquote (Importe plus Exporte 
im Verhältnis zum BIP) zwischen 1975–1979 
und 1995–1997 als Globalisierungsteilnehmer 
(im Unterschied zum Rest der „non-globali-
zers“) eingestuft wird.4 Diese Untergruppe ver-
zeichnete seit den siebziger Jahren ein beschleu-
nigtes Wachstum des durchschnittlichen Pro-
Kopf-Einkommens, wodurch es gelang, die Ein- 
____________________ 
4Als alternatives Kriterium wird das Ausmaß von Import-
zollsenkungen benutzt. Die Ergebnisse werden dadurch nur 
wenig berührt. 
kommenslücke zu den Industrieländern abzu-
bauen (Abbildung 1). Dagegen fielen die ande-
ren Entwicklungsländer, die sich handelspoli-
tisch weniger stark oder gar nicht geöffnet ha-
ben, gegenüber den Industrieländern wirtschaft-
lich weiter zurück. Der signifikant positive 
Wachstumseffekt einer stärkeren Außenhandels-
orientierung erwies sich in Regressionsschätzun-
gen als robust, wenn um die Effekte anderer Po-
litikmaßnahmen kontrolliert wird und mögliche 
Endogenitätsprobleme durch Instrumentvariable 
in Betracht gezogen werden. 
Dollar und Kraay (2001a) verwerfen zudem 
die verbreitete Auffassung, dass eine stärkere 
Außenhandelsorientierung durchweg mit einer 
ungleicheren Einkommensverteilung einhergeht. 
Hieraus wird gefolgert, dass arme Bevölke-
rungsschichten keineswegs die Leidtragenden 
einer handelspolitischen Liberalisierung sind, 
sondern im gleichen Maße wie reichere Bevöl-
kerungsschichten von Einkommensgewinnen 
profitieren. Damit wird nicht geleugnet, dass 
Handelsliberalisierung verteilungspolitische Im-
plikationen hat, aber die Verlierer der Handelsli-
beralisierung wären demnach nicht vorrangig in 
der Gruppe der Armen angesiedelt. 
Im Vergleich zu den gesamtwirtschaftlichen 
Wachstumseffekten von handelspolitischer Of-
fenheit bleiben deren Verteilungseffekte und Ar-
mutsimplikationen aber auch unter Ökonomen 
stärker umstritten. Aus Länderstudien ergibt 
sich, dass die Einkommensverteilung nach einer 
handelspolitischen Liberalisierung zumindest 
zeitweilig ungleicher werden kann. Ein Beispiel 
bietet Chile, wo die Liberalisierung mit verstärk-
ter Ungleichheit in den achtziger Jahren einher-
ging. Später allerdings pendelte sich die Ein-
kommensungleichheit wieder auf dem Niveau 
ein, das vor den Reformen geherrscht hatte; zu-
dem war inzwischen nicht nur das Durch-
schnittseinkommen deutlich angestiegen, son-
dern auch die Verbreitung von Armut gesunken 
(Winters 2000). Die umfassende Analyse des 
Zusammenhangs zwischen Handelsliberalisie-
rung und Armut von McCulloch et al. (2001) 
verweist auf drei wesentliche Transmissionsme- 10 
 
Abbildung 1: 
Wachstum des Pro-Kopf-Einkommens:a Globalisierungsteilnehmer gegenüber anderen Entwicklungsländernb 
 
aJahresdurchschnittlich; gewichtet gemäß Bevölkerung. – bGlobalisierungsteilnehmer: von 72 betrachteten Entwick-
lungsländern das Drittel mit dem höchsten Anstieg der Außenhandelsquoten zwischen 1975–1979 und 1995–1997. 
Quelle: Dollar und Kraay (2001b: 2). 
chanismen: die Preisentwicklung auf liberali-
sierten Gütermärkten, die Gewinnaussichten und 
ihre Effekte auf Beschäftigung und Löhne sowie 
die Entwicklung der Staatsfinanzen. Die Ar-
mutseffekte von Handelsliberalisierung können 
sich demnach von Land zu Land stark unter-
scheiden. Das Ergebnis hängt davon ab, ob die 
Armen auf den liberalisierten Gütermärkten in 
erster Linie als Konsumenten oder als Produzen-
ten auftreten, welche Art von Arbeit sie anbieten 
und wie hoch ihre Löhne im Vergleich zur Ar-
mutslinie sind. Von Bedeutung ist zudem die 
konkrete Ausgestaltung von Handelsliberalisie-
rung, da nach McCulloch et al. (2001) unter-
schiedliche Armutseffekte einzelner Liberalisie-
rungsmaßnahmen zu erwarten sind. 
Die Weltbank und der IWF verschließen sich 
in jüngerer Vergangenheit nicht länger der Kritik, 
dass die kurzfristigen Anpassungslasten, die mit 
handelspolitischer  Liberalisierung  zwangsläufig 
verbunden sind, möglicherweise in überproporti-
onaler Weise von den armen Bevölkerungs-
schichten getragen werden müssen.5 Ein schnel-
ler und umfassender Abbau von Importbarrieren 
könnte die schwache industrielle Basis vieler 
Niedrigeinkommensländer gänzlich zerstören 
(Klasen 2001). Zugleich könnten die Angebots-
anreize, von denen die Entwicklung wettbewerbs-
fähiger Exportindustrien abhängt, schwach blei-
ben und nur verzögert auftreten. Zusammenge-
nommen mögen diese Faktoren erklären helfen, 
dass die Korrelation zwischen handelspolitischer 
Offenheit und Entwicklung des durchschnittli-
chen Pro-Kopf-Einkommens für Entwicklungs-
länder mit niedrigem Ausgangseinkommen in-
signifikant bleibt, während sie für Entwicklungs-
länder mit höherem Ausgangseinkommen stark 
positiv ausfällt (Nunnenkamp 2003a: 7 f.).6 Mit 
anderen Worten: Eine Reduktion der Armut 
____________________ 
5Vgl. z.B. Bannister und Thugge (2001: 5): „There may be 
some episodes where the transitional costs of trade reform 
fell disproportionately on the poor.“ 
6Die handelspolitische Offenheit wird in dieser Studie mit 
der (um die Ländergröße „normalisierten“) Import- und 
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durch Öffnung gegenüber den Weltmärkten dürf-
te gerade dort schwieriger zu erreichen sein, wo 
sie am dringlichsten wäre. 
Diese Einschränkung bietet kein Argument 
gegen eine weltmarktorientierte Außenhandels-
politik von Entwicklungsländern. Es steht aber 
nicht zu erwarten, dass sich mittels Handelslibe-
ralisierung ein „pro-poor growth“ im Sinne von 
Klasen (2001) erzielen lässt. Zur Abfederung 
von Anpassungslasten mag es für arme Entwick-
lungsländer zudem sinnvoll sein, die häufig an-
zutreffende implizite Diskriminierung des Ex-
portsektors zunächst durch Kompensationsmaß-
nahmen („duty drawback“, etc.) zu beheben, 
statt sofort auf rasche Importliberalisierung zu 
setzen. 
_______________ 
Jahre betrachtet, in denen der von Sachs und Warner 
(1995) entwickelte Index auf Offenheit hindeutet. Die Er-
gebnisse sind bei allen Indikatoren nahezu identisch. 
6 Ausländische  Direktinvestitionen: Neue Waffe gegen Armut? 
Neben der handelspolitischen Offenheit wird in 
jüngster Vergangenheit auch die Offenheit ge-
genüber ausländischen Direktinvestitionen (FDI) 
als probates Mittel im Kampf gegen die welt-
weite Armut angepriesen.7 FDI könnten aber 
nur dann eine wirksame Waffe im Kampf gegen 
die Armut sein, wenn mehrere Bedingungen ge-
geben sind:8 Erstens müssten arme Entwick-
lungsländer FDI in hinreichendem Umfang at-
trahieren. Zweitens müssten FDI in diesen Län-
dern nachhaltige Effekte auf die gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung entfalten. Drittens 
müssten arme Bevölkerungsschichten von den 
Effekten der FDI zumindest proportional profi-
tieren. 
An der Erfüllung aller drei Voraussetzungen 
bestehen berechtigte Zweifel. Die Aussichten ar-
mer und zugleich kleiner Entwicklungsländer 
auf FDI-Zuflüsse sind zwar besser, als die häu-
fig zitierte Konzentration der FDI auf wenige re-
lativ fortgeschrittene und/oder große Länder 
suggerieren mag. Die Relation zwischen FDI-
Zuflüssen und dem BIP der Gastländer ist weder 
mit deren Durchschnittseinkommen negativ kor-
reliert, noch nimmt sie mit dem dortigen Aus-
maß absoluter Armut in signifikanter Weise ab 
(Abbildung 2). Aber die Entwicklungsländer mit 
____________________ 
7Auf der UN Conference on Financing for Development in 
Monterrey im März 2002 wurde auf FDI als wesentliche 
private Finanzierungsquelle verwiesen, um das Ziel einer 
Halbierung der absoluten Armut bis 2015 zu erreichen (UN 
2002). 
8Die folgenden Überlegungen basieren auf Nunnenkamp 
(2003b) und der dort angegebenen Literatur. 
einem unterdurchschnittlichen Durchschnittsein-
kommen erhielten in den Jahren 1997–2000 pro 
Kopf der Bevölkerung lediglich ein Sechstel der 
FDI, die reicheren Entwicklungsländern zuflos-
sen (Nunnenkamp 2003b: Figure 4). 
Übertragungseffekte von FDI (spillovers), die 
für gesamtwirtschaftliche Produktivitätsgewinne 
und positive Wachstumswirkungen von ent-
scheidender Bedeutung sind, dürften von armen 
Entwicklungsländern nur schwer zu realisieren 
sein. Sie hängen maßgeblich von der Kapazität 
der Gastländer ab, die von Auslandsinvestoren 
eingeführten Technologien und Management-
praktiken zu absorbieren und zu imitieren. Die 
für arme Entwicklungsländer typische Kluft 
zwischen der Produktivität der lokalen Unter-
nehmen und der Produktivität der Auslandsin-
vestoren erschwert eine erfolgreiche Imitation 
sowie die Einbindung lokaler Zulieferer in die 
Beschaffungsnetze der Auslandsinvestoren und 
damit verbundene Übertragungseffekte. Damit 
kommen die viel beschworenen Vorteile von 
FDI gegenüber anderen Formen des Kapitalim-
ports gerade dort kaum zum Tragen, wo sie am 
dringendsten benötigt werden. Eine ganze Reihe 
empirischer Studien zum Zusammenhang zwi-
schen FDI und Wirtschaftswachstum zeigt denn 
auch, dass positive Wachstumseffekte in wenig 
entwickelten Gastländern typischerweise aus-
geblieben sind, weil wesentliche Voraussetzun-
gen für solche Effekte (z.B. eine Mindestaus- 12 
Abbildung 2: 
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aAnteil der Bevölkerung mit einem Einkommen von weniger als zwei US-Dollar pro Tag. – bJahresdurchschnittlicher Zu-
strom von Direktinvestitionen (DI) in den Jahren 1997–1999 in Prozent des Bruttoinlandsprodukts. – cOhne Finanzzentren. 
Quelle: UNCTAD, online Datenbasis; Collier und Dollar (2001: Table 3). 
stattung mit qualifizierten Arbeitskräften) nicht 
gegeben waren.9 
Darüber hinaus spricht wenig dafür, dass die 
armen Bevölkerungsschichten von eventuellen 
Wachstumseffekten der FDI im besonderen Ma-
ße profitieren würden. Eher ist das Gegenteil der 
Fall. Zwar bieten multinationale Unternehmen 
typischerweise für alle Beschäftigungsgruppen 
bessere Verdienst- und Arbeitsbedingungen als 
die lokalen Unternehmen.10 Es zeigt sich aber, 
dass höher qualifizierte Arbeitskräfte stärker da-
von profitieren, bei multinationalen Unterneh-
men beschäftigt zu sein, als weniger qualifizierte 
Arbeitskräfte, die in erster Linie den ärmeren 
____________________ 
9Vgl. hierzu im Einzelnen Blomström et al. (1994), De 
Mello (1997), Borensztein et al. (1998), Alfaro et al. (2001) 
sowie Nunnenkamp und Spatz (2003). 
10Eine Zusammenfassung der verfügbaren Evidenz bietet 
das Overseas Development Institute (2002). 
Bevölkerungsgruppen zuzuordnen sind. Dies ist 
kaum verwunderlich, wenn man berücksichtigt, 
dass Auslandsinvestoren durchweg höher entwi-
ckelte Produktionsverfahren anwenden und vor-
wiegend in relativ humankapitalintensiven In-
dustrien engagiert sind. Die Nachfrage der Aus-
landsinvestoren nach Arbeit richtet sich also 
stärker auf höher qualifizierte Arbeitskräfte und 
weniger auf Arbeitskräfte, die zu den besonders 
Armen gehören. Unter Umständen könnten FDI 
sogar dazu beitragen, dass zusätzliche Arbeits-
kräfte in den informellen Sektor des Gastlandes 
abgedrängt werden, in dem die Armutsinzidenz 
besonders hoch ist. Dies könnte etwa dann ein-
treten, wenn FDI in Form von Übernahmen lo-
kaler Unternehmen statt in Form von Neugrün-
dungen (greenfield investment) erfolgen, wie es 
in der Vergangenheit insbesondere im Rahmen 
der Privatisierung von Staatsunternehmen der 
Fall gewesen ist. Ein durch FDI induziertes 13 
„pro-poor growth“ ist deshalb höchst unwahr-
scheinlich. Es dürfte eher in den Bereich des 
Wunschdenkens gehören, wenn z.B. Klein et al. 
(2002: 61) argumentieren, dass FDI in Ent-
wicklungsländern in absehbarer Frist zu einer 
weniger ungleichen Einkommensverteilung bei-
tragen. 
7  Investitionen in Bildung: Der Königsweg der Armutsbekämpfung? 
Ausländische Direktinvestitionen können heimi-
sche Investitionen im besten Fall ergänzen, wo-
bei heimische Investitionen in Humankapital be-
sonders geeignet erscheinen, den Beitrag von 
FDI zur Wachstumsförderung und Armutsbe-
kämpfung zu erhöhen. Aber auch ohne FDI 
könnten Investitionen in Humankapital eine 
zentrale Rolle bei der Bekämpfung von Armut 
spielen. Diese Vermutung lässt sich aus zwei 
Erkenntnissen der empirischen Forschung ab-
leiten. Erstens wachsen Länder mit einer besse-
ren Ausstattung mit Humankapital schneller. 
Zweitens zeigt sich eine enge Korrelation zwi-
schen dem Bestand sowie der Verteilung von 
Humankapital einerseits und der Einkommens-
verteilung andererseits. Hieraus folgert Klasen 
(2001: 10): „heavy investment in the human 
capital of the poor will yield two benefits on 
poverty reduction. It will increase economic 
growth and it will make growth more pro-poor.“ 
Der „pro-poor“-Aspekt dieser Aussage ist 
durchaus umstritten. Dollar und Kraay (2001a) 
finden keine Evidenz für die These, dass die Ak-
kumulation von Humankapital das Pro-Kopf-
Einkommen der ärmsten Bevölkerungsschicht 
überdurchschnittlich stark beeinflusst. Die Aus-
stattung mit Humankapital wird von diesen Au-
toren in einer früheren Version ihres Beitrags an 
der Partizipationsrate im Primarbereich festge-
macht und später an der Anzahl der absolvierten 
Schuljahre auf dieser Stufe. Der Fokus wird auf 
den Primarschulbereich gelegt, weil sich hier 
vor allem die unterdurchschnittliche Schulbil-
dung der ärmsten Bevölkerungsteile nieder-
schlagen dürfte. Gleichwohl zeigt sich über den 
positiven Wachstumseffekt von Bildung hinaus 
kein Einfluss auf die Einkommensverteilung. 
Die arme Bevölkerung wird demnach nicht 
überproportional von Bildungsanstrengungen 
begünstigt. Es mag also überraschen, dass der 
Weltentwicklungsbericht „Attacking Poverty“ 
(World Bank 2000a) trotz dieses von namhaften 
Weltbankmitarbeitern erzielten Ergebnisses ver-
stärkte Bildungsanstrengungen als besonders 
wirksame Waffe im Kampf gegen die Armut be-
zeichnet. 
Nach den Schätzungen von Gundlach et al. 
(2001) geschieht dies zu Recht. Diese Autoren 
kritisieren, dass die von Dollar und Kraay 
(2001a) benutzten Primarschulvariablen im Län-
derquerschnitt wenig Varianz aufweisen und zu-
dem die Qualität von Bildung gänzlich vernach-
lässigen. Gundlach et al. (2001) konstruieren 
deshalb eine in mehrerer Hinsicht erweiterte Bil-
dungsvariable. Obwohl der Schätzansatz von 
Dollar und Kraay (2001a) ansonsten kaum ver-
ändert wird, hat diese Modifikation zur Folge, 
dass Bildung nun über ihre Wachstumswirkun-
gen hinaus signifikante Verteilungseffekte zu-
gunsten der ärmsten Bevölkerungsschicht hat. 
Ein zehnprozentiger Anstieg des qualitätsorien-
tierten Humankapitals pro Arbeitskraft würde 
das Pro-Kopf-Einkommen der Armen um zu-
sätzlich gut drei Prozent erhöhen. 
Eine effektive Bildungspolitik wäre demnach 
doch eine „first-best poverty reduction strategy“ 
(Gundlach et al. 2001: 1). Es bleibt allerdings 
die Frage, wie die anzustrebende Verbesserung 
der Humankapitalbasis am besten zu bewerkstel-
ligen ist. Thiele und Wiebelt (2000) plädieren 
für eine stärkere Zielgruppenorientierung von 
Bildungsausgaben (und anderen Sozialausga-
ben). Selbst für Länder wie Peru, wo die Struk-
turanpassung über weite Strecken der neunziger 
Jahre erfolgreich verlief (vgl. dazu Kapitel 4), 
wird eine ausgeprägte Regressivität von Sozial-
ausgaben beklagt. Für eine stärkere Partizipation 
der Armen am Wirtschaftswachstum dürfte es in 
erster Linie auf eine bessere Grundbildung an-
kommen. Die Fokussierung der staatlichen Bil-14 
dungspolitik auf den Primarschulbereich ist auch 
deshalb angeraten, weil die soziale Ertragsrate 
von Bildung auf dieser Stufe (im weltweiten 
Durchschnitt) fast anderthalb mal so hoch wie 
im Sekundarschulbereich und fast doppelt so 
hoch wie im universitären Bereich ist (Gundlach 
et al. 2001). 
Abgesehen von der Zielgruppenorientierung 
staatlicher Bildungsausgaben verdienen Quali-
tätsaspekte des Bildungssystems verstärkte Auf-
merksamkeit. Die empirische Forschung der 
letzten Jahre hat gezeigt, dass vermehrte Bil-
dungsausgaben keine Garantie für bessere schu-
lische Leistungen bieten (Wößmann 2001). 
Letztere bestimmen sich mehr aus den institutio-
nellen Rahmenbedingungen und den Anreiz-
strukturen des Bildungssystems als aus dessen 
finanzieller Ausstattung. Thiele und Wiebelt 
(2000) verweisen allerdings am Beispiel der von 
ihnen untersuchten Entwicklungsländer darauf, 
dass qualitative und finanzielle Aspekte einer ar-
mutsorientierten Bildungspolitik teilweise eng 
miteinander verwoben sind. Dies gilt zum Bei-
spiel für Anstrengungen, ein ausreichend quali-
fiziertes Lehrpersonal im staatlichen Schulsys-
tem zu halten, und für die Ausstattung der Schü-
ler mit geeignetem Lernmaterial. 
8 Gezielte  Armutsbekämpfung und Umverteilung: Sinnvolle 
Ergänzung der Wachstumspolitik? 
Wie im vorherigen Abschnitt schon angedeutet, 
ist eine unzureichende Zielgruppenorientierung 
nicht nur in der Bildungspolitik, sondern auch in 
anderen sozialpolitischen Bereichen wie der me-
dizinischen Grundversorgung zu beklagen. Eine 
armutsorientierte Ergänzung der allgemeinen 
Wachstumspolitik könnte jedoch über sozialpo-
litische Maßnahmen weit hinausgehen. Wenig 
umstritten dürften dabei Maßnahmen sein, die 
darauf abzielen, den armen Bevölkerungsgrup-
pen eine stärkere Teilhabe am Wachstumspro-
zess zu ermöglichen. Thiele und Wiebelt (2000) 
verweisen zum Beispiel auf die Notwendigkeit, 
die Liberalisierung von Agrarmärkten in afrika-
nischen Ländern im Rahmen von Strukturanpas-
sungsprogrammen durch armutsorientierte Maß-
nahmen zu flankieren. Viele Kleinbauern brau-
chen Beratung, eine an ihrem Bedarf ausgerich-
tete Agrarforschung sowie Infrastrukturinvesti-
tionen, um von liberalisierten Agrarmärkten zu 
profitieren. Die Angebotselastizität von Klein-
bauern auf die Liberalisierung der Produktmärk-
te wird überdies häufig durch einen mangelnden 
Zugang zu Krediten des formellen Finanzsektors 
behindert. Gleiches gilt für die im städtischen 
informellen Sektor tätigen Kleinstunternehmer. 
Schweickert et al. (2003) kommen in einer Fall-
studie für Bolivien zu dem Ergebnis, dass ein 
verbesserter Zugang zu Krediten zu einer signi-
fikanten Erhöhung der Realeinkommen von 
Kleinbauern und städtischen Kleinstunterneh-
mern führen würde und damit eines der wir-
kungsvollsten Instrumente der Armutsbekämp-
fung darstellt. 
Die Zugangsbarrieren auf dem Kreditmarkt 
wiederum liegen in vielen Ländern in institutio-
nellen Defiziten begründet, wobei der Definition 
von Eigentums- und Nutzungsrechten sowie ih-
res Schutzes und – im Streitfall – ihrer Durch-
setzung mit Hilfe eines unabhängigen und kor-
ruptionsfreien Rechtssystems eine zentrale Rolle 
zukommt. Dies hat der peruanische Ökonom 
Hernando de Soto anhand einer Vielzahl von 
Beispielen eindrucksvoll demonstriert (de Soto 
2000). Institutionelle Defizite im Hinblick auf 
den Schutz von Eigentumsrechten, die Gültig-
keit von Recht und Gesetz sowie die Bekämp-
fung von Korruption werden zunehmend als 
fundamentale Entwicklungshemmnisse erkannt 
(z.B. Easterly und Levine 2002). Eine schlechte 
Wirtschaftspolitik ist demnach eher ein Symp-
tom institutioneller Unterentwicklung als die 
„wahre“ Ursache von Wachstumsschwäche und 
persistenter Armut. Dies bedeutet, dass instituti-
onelle Reformen nicht nur als sinnvolle Begleit-
maßnahmen einzustufen sind, sondern Voraus-15 
setzung für eine wirksame Wirtschaftspolitik 
sind. 
Allerdings sind institutionelle Reformen typi-
scherweise zeitaufwändiger als wirtschaftspoliti-
sche Maßnahmen, so dass ihre Armutswirkun-
gen erst mit erheblicher Verzögerung eintreten 
dürften. Offen ist zudem, ob arme Bevölke-
rungsgruppen durch institutionelle Reformen in 
besonderem Maße begünstigt werden. Dollar 
und Kraay (2001a) finden hierfür keine Evidenz. 
Diese Autoren betrachten aber nur zwei institu-
tionelle Variable, die Effektivität des Rechtssys-
tems (rule of law) und formale Demokratieas-
pekte. Es ist zu vermuten, dass andere institutio-
nelle Faktoren wie die Definition und der Schutz 
von Eigentumsrechten – insbesondere bezogen 
auf die Aktiva der armen Bevölkerungsgruppen 
– eine stärker ausgeprägte Armutsrelevanz ha-
ben. In einer ökonometrischen Analyse des 1996 
gestarteten Programms zur Formalisierung der 
Eigentumsrechte an landwirtschaftlichen Nutz-
flächen in Peru liefern Larson et al. (2003) erste 
Belege für diese Vermutung: Die mit Eigen-
tumstiteln ausgestatteten Bauern in der betrach-
teten Region konnten ihren Zugang zu Krediten 
verbessern und höhere Investitionen realisieren 
als eine Kontrollgruppe von Bauern ohne Ei-
gentumstitel.11 
Den bisher diskutierten Maßnahmen ist ge-
mein, dass sie – wie auch Investitionen in Bil-
dung – das Potenzial haben, Win-Win-Situatio-
nen herbeizuführen, d.h., die Armut zu bekämp-
fen und gleichzeitig wachstumsfördernd zu wir-
ken. Dies wird erreicht, indem Rahmenbedin-
gungen dafür geschaffen werden, dass auch die 
Armen den Marktmechanismus nutzen und da-
mit ihre Chancen auf Einkommenserzielung ver-
bessern können.  
Darüber hinaus sind zwei Ansätze denkbar, 
bei denen eher ein Zielkonflikt zwischen Armuts-
bekämpfung und Wachstum zu erwarten ist und 
die deshalb auch stärker umstritten sind: Nach 
dem ersten Ansatz hätte die staatliche Wirt-
schaftspolitik nicht nur generell günstige 
____________________ 
11Unter maßgeblicher Beteiligung Hernando de Sotos hat 
Peru eines der ehrgeizigsten Programme zur Sicherung der 
Eigentumsrechte armer Familien aufgelegt; in dessen Rah-
men wurden bereits deutlich über eine Million Eigentums-
titel vergeben (The Economist 2003b). 
Wachstumsbedingungen zu schaffen, sondern 
wäre verantwortlich für „a pattern of growth that 
immediately raises the incomes of the poor“ 
(Klasen 2001: 7). Der zweite Ansatz will ein 
„pro-poor growth“ durch eine gleichmäßigere 
Verteilung von Einkommen und Vermögen er-
reichen. 
Eine staatliche Gestaltung des Wachstums-
prozesses hätte nach Klasen (2001) in der Weise 
zu erfolgen, dass Sektoren und Regionen, in de-
nen die Armen schwerpunktmäßig arbeiten und 
leben, selektiv gefördert werden. Die Zielberei-
che einer solchen armutsorientierten Industrie-
politik sind vergleichsweise leicht zu benennen: 
die Agrarwirtschaft, arbeitsintensive Industrien 
und ländliche Räume. Fraglicher ist schon, ob 
man – wie Klasen – allein aus der Persistenz von 
Armut in diesen Bereichen auf Marktversagen 
schließen kann. Denkbar ist auch, dass der pri-
vate Sektor weniger als möglich zur Armutslin-
derung beiträgt, weil er unter staatlicherseits 
verzerrten Anreizen operiert. Die staatliche Dis-
kriminierung der Agrarwirtschaft in vielen Ent-
wicklungsländern mag hierfür das beste Beispiel 
bieten. Schließlich ist selbst in Fällen von 
Marktversagen keine effektive Armutsbekämp-
fung durch sektor-, industrie- und regionalspezi-
fische Wachstumsförderung garantiert. Die ge-
forderte „strong government involvement“ (Kla-
sen 2001: 9) dürfte zum einen die begrenzte ad-
ministrative Kapazität vieler Entwicklungslän-
der überfordern.12 Zum anderen dürfte nicht nur 
die Effektivität der allgemeinen Wachstumspo-
litik unter institutionellen Defiziten leiden; 
gleichzeitig dürfte eine gezielte Armutsbekämp-
fung durch industriepolitische Maßnahmen 
kaum zustande kommen, wenn es z.B. an Recht-
mäßigkeit mangelt und Korruption gang und gä-
be ist. 
Der Ansatz, die Einkommenssituation der Ar-
men durch eine Umverteilung von Vermögen 
und Einkommen zu verbessern, erscheint nahe-
liegend, zumindest in Lateinamerika und Teilen 
Afrikas, wo extreme Disparitäten zu beobachten 
sind. Die Armutsrelevanz der Vermögens- und 
____________________ 
12Die häufig erwähnten industriepolitischen Erfolge asiati-
scher Entwicklungs- und Schwellenländer dürften für weite 
Teile Afrikas wenig relevant sein, weil es an einer effekti-
ven Regierungsführung mangelt. 16 
Einkommensverteilung ist nämlich nicht von der 
Hand zu weisen. Die Armen gewännen bei einer 
weniger ungleichen Vermögensverteilung zu-
sätzliche Einkommensquellen, wodurch sich im 
Zeitablauf auch die Einkommensverteilung an-
gleichen könnte. Eine gleichmäßigere Vertei-
lung der Einkommen hätte wiederum eine wirk-
samere Armutsbekämpfung durch gesamtwirt-
schaftliches Wachstum zur Folge (vgl. dazu Ka-
pitel 3). Zudem wäre mit einem höheren Wachs-
tum zu rechnen, weil starke Ungleichheit 
Wachstumsprozesse behindert, und zwar im 
Wesentlichen über zwei Kanäle: Erstens erhöht 
sich mit steigender Ungleichheit die Zahl derer, 
die eigentlich rentable Investitionen in Sach- 
oder Humankapital nicht tätigen können, weil 
ihnen die notwendige Liquidität fehlt und 
gleichzeitig der Zugang zum Kapitalmarkt be-
schränkt ist. Zweitens gefährdet eine starke ge-
sellschaftliche Polarisierung die politische Stabi-
lität, die wiederum eine zentrale Voraussetzung 
für Investitionen und damit für langfristiges 
Wachstum ist. Empirische Studien bestätigen 
die Relevanz dieser Zusammenhänge. Eine sehr 
robuste Korrelation ergibt sich zwischen Wachs-
tum und Vermögensverteilung, wobei neben 
dem Faktor Boden auch die Streuung der Hu-
mankapitalausstattung eine Rolle spielt (Birdsall 
und Londoño 1997; Deininger und Olinto 2000). 
Von einer gleichmäßigeren Einkommensvertei-
lung scheint in Entwicklungsländern ebenfalls 
ein positiver, wenn auch schwächerer Wachs-
tumseffekt auszugehen (Barro 2000). 
Trotz der genannten Vorzüge verringerter Un-
gleichheit sollten an die Möglichkeiten der Ar-
mutsbekämpfung durch Umverteilung keine all-
zu hohen Erwartungen geknüpft werden. Kor-
rekturen an der Vermögensverteilung stehen 
starke politische Widerstände entgegen. So hat 
die immer wieder geforderte Umschichtung der 
Bildungsausgaben von den Universitäten zu den 
Grundschulen wohl in erster Linie deshalb so 
selten stattgefunden, weil die städtischen Eliten 
vom Status quo profitieren. In ähnlicher Weise 
werden etwa in Lateinamerika Bodenreformen 
durch politisch einflussreiche Großgrundbesitzer 
blockiert. Kommt es dennoch zu Bodenrefor-
men, drohen erhebliche soziale und ökonomi-
sche Kosten, wenn – wie in Simbabwe – in gro-
ßem Stil Enteignungen vorgenommen werden. 
Die Alternative marktorientierter Bodenrefor-
men wird z.B. in Brasilien und Kolumbien er-
folgreich praktiziert (Birdsall et al. 2001); es 
bleibt jedoch fraglich, ob mit diesem Instrument 
ein größerer Teil der ländlichen Bevölkerung er-
reicht werden kann. Der Umverteilung von Ein-
kommen über das Steuersystem sind ebenfalls 
enge Grenzen gesetzt. Wichtigste Einnahme-
quelle der meisten Entwicklungsländer ist die 
Mehrwertsteuer, die in der Regel leicht regressiv 
wirkt (Ebrill et al. 2002). Die Einkommensteuer 
als zweite bedeutende Einnahmequelle ließe sich 
zwar progressiv gestalten; dies wäre allerdings 
vielfach nur über hohe Steuersätze für wenige 
Steuerpflichtige und die damit verbundenen ne-
gativen Anreizwirkungen zu erreichen, weil gro-
ße Teile der Bevölkerung – insbesondere die im 
informellen Sektor Beschäftigten – kaum erfasst 
werden können. 
9 Internationale  Entwicklungszusammenarbeit: Geeignetes Instrument 
zur Unterstützung lokaler Reformen? 
Insgesamt legen die Diskussion über spezifische 
Eingriffe zugunsten der Armen und die vorher 
angestellten Überlegungen zu der allgemeinen 
Wachstumspolitik den Schluss nahe, dass eine 
erfolgreiche Armutsbekämpfung mit erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden ist. Einige der in der 
Literatur propagierten Lösungen – etwa eine In-
dustriepolitik zugunsten der Armen – dürften 
sich als Irrweg erweisen, andere – wie die För-
derung ausländischer Direktinvestitionen – ha-
ben aller Voraussicht nach nur einen marginalen 
Effekt. Und selbst dort, wo sich – wie im Be-
reich der Bildungsinvestitionen – erfolgverspre-
chende Auswege aus dem fortbestehenden Ar-17 
mutsproblem bieten, werden diese häufig durch 
Implementierungsprobleme versperrt. Wachs-
tumspolitische Maßnahmen und institutionelle 
Reformen müssen zentrale Bestandteile der Ar-
mutsbekämpfung sein, auch wenn sie zunächst 
als Umwege erscheinen mögen. Ohne Wachs-
tum ist eine wirksame Armutsbekämpfung kaum 
möglich. Die Durchsetzung der institutionellen 
Voraussetzungen für Wachstum und Armutsre-
duktion erweist sich allerdings häufig als 
schwierig und in jedem Fall als langwierig. So 
wird verständlich, warum nur relativ wenige 
Länder dem Beispiel der erfolgreichen ostasiati-
schen Volkswirtschaften gefolgt sind. Vor die-
sem Hintergrund stellt sich die Frage, ob die in-
ternationale Entwicklungszusammenarbeit (EZ) 
dazu beitragen könnte, die bisher eher durch-
wachsene Bilanz der weltweiten Armutsbe-
kämpfung zu verbessern.13  
Jüngste empirische Studien kommen einhellig 
zu dem Schluss, dass Entwicklungshilfe sich po-
sitiv auf das Wachstum in den Empfängerlän-
dern auswirken kann (McGillivray 2003), wobei 
günstige wirtschaftspolitische Rahmenbedingun-
gen die Wirksamkeit erhöhen (Burnside und 
Dollar 2000). Bei starker Verwundbarkeit durch 
Schocks wie Naturkatastrophen und Verschlech-
terungen der Terms of Trade erweisen sich 
Hilfszahlungen ebenfalls als überdurchschnitt-
lich effektiv, weil sie die sozialen Kosten sol-
cher Schocks abmildern (Guillaumont und 
Chauvet 2001). Will man also mit der EZ einen 
möglichst großen Wachstumseffekt erzielen und 
zusätzlich möglichst viele Arme erreichen, so 
sollten die Mittel vorwiegend an arme und von 
Schocks stark betroffene Länder mit „guter“ Po-
litik gehen. Dies ist in der Vergangenheit nicht 
annähernd geschehen.14 So war z.B. die Kredit-
allokation der Weltbank weder mit dem Ent-
wicklungsstand noch mit der Qualität der Wirt-
____________________ 
13Die folgenden Überlegungen basieren in wesentlichen 
Teilen auf Thiele (2002) und der dort angegebenen Litera-
tur. 
14In jüngster Zeit mehren sich Initiativen, die dem Prinzip 
der Selektivität zu stärkerer Geltung verhelfen wollen. Zu 
nennen ist hier vor allem der von den Vereinigten Staaten 
konzipierte „Millennium Challenge Account“, nach dem 
nur noch ausgewählte Länder mit guter Regierungsführung 
Entwicklungshilfe erhalten sollen (Clemens und Radelet 
2003).  
schaftspolitik in den Zielländern korreliert (Nun-
nenkamp 2002). 
Die Umsetzung einer Strategie, die auf eine 
stärkere Selektivität der EZ setzt, ist insbeson-
dere im Hinblick auf das Kriterium „wirtschafts-
politische Rahmenbedingungen“ mit einer Reihe 
von Schwierigkeiten behaftet. Zunächst bedarf 
es eines geeigneten Bewertungsmaßstabes. Ei-
nen solchen hat die Weltbank mit der so genann-
ten Country Policy and Institutional Assessment 
(CPIA) entwickelt. Problematisch ist allerdings, 
dass die Weltbank als bisher alleiniger Anwen-
der des Konzeptes ein Interesse daran haben 
könnte, systematisch zu optimistische Bewertun-
gen abzugeben, damit ihr Kreditvolumen nicht 
schrumpft. Um diesem Verhalten vorzubeugen, 
müssten externe Experten an der Bewertung be-
teiligt werden. Des Weiteren können sich die 
Rahmenbedingungen sehr schnell ändern, wie 
das Beispiel Simbabwe zeigt, wo innerhalb we-
niger Jahre aus einem Vorzeigefall ein Krisen-
herd wurde. Zwar kann solchen Änderungen 
durch regelmäßige Aktualisierung der Politikbe-
wertung Rechnung getragen werden. Fraglich ist 
aber, ob die Geber hinreichend flexibel reagie-
ren können und wollen. In der Vergangenheit 
haben sowohl multilaterale als auch bilaterale 
Geber jedenfalls oft sehr lange an vermeintli-
chen „Erfolgsgeschichten“ festgehalten. Außer-
dem orientiert sich die EZ nicht nur an den Be-
dürfnissen der Nehmerländer, sondern wird auch 
stark von eigennützigen Motiven wie strategi-
schen Erwägungen beeinflusst.  
Die geringe Selektivität der Mittelvergabe ist 
aller Wahrscheinlichkeit nach nicht nur auf stra-
tegische Interessen und die Inflexibilität der Ge-
ber zurückzuführen. Eine Rolle spielen dürfte 
ebenfalls das Bemühen, der armen Bevölkerung 
auch in Staaten mit kreditwürdiger Politik Un-
terstützung zu gewähren. Um die Wirksamkeit 
der EZ in solchen Ländern sicherzustellen, wer-
den im Wesentlichen zwei Strategien verfolgt: 
Zum einen wird – insbesondere vom IWF und 
von der Weltbank – der Versuch unternommen, 
Hilfszahlungen im Rahmen von Strukturanpas-
sungsprogrammen an die Durchführung makro-
ökonomischer und struktureller Reformen zu 
knüpfen (Konditionalität). Zum anderen wird – 
insbesondere von den bilateralen Gebern – eine 18 
Vielzahl von Einzelprojekten durchgeführt. Bei-
de Strategien können als weitgehend gescheitert 
angesehen werden. Bei der Konditionalität hat 
sich herausgestellt, dass sie in kaum einem Fall 
in der Lage gewesen ist, die Reformbereitschaft 
reformunwilliger Regierungen zu erkaufen. 
Vielmehr laufen die immer zahlreicher geworde-
nen Auflagen Gefahr, an sich reformwillige Re-
gierungen zu bremsen, weil sie die Identifikation 
mit den Programmen (ownership) erschweren. 
Vorhaben im Rahmen der Projekthilfe für Län-
der mit schlechter Regierungsführung scheitern 
häufig daran, dass nach Ende der Laufzeit die 
Instandhaltung unterbleibt. Zudem stellt die 
Fungibilität der Mittel ein Problem dar, d.h., die 
externe Finanzierung von Projekten kann leicht 
durch nachlassende Eigeninvestitionen konter-
kariert werden (Feyzioglu et al. 1998).  
Wird das Prinzip der Selektivität in die EZ 
eingeführt, so verbleibt für die Konditionalität 
nur noch eine residuale Rolle, weil ihre Funk-
tion als Druckmittel an Bedeutung verliert. Die 
Erfahrungen erfolgreicher Reformländer wie 
Uganda zeigen, dass am Anfang des Reformpro-
zesses von außen auferlegte Konditionen durch-
aus erwünscht sind, damit die Wirtschaftspo-
litiker in der unsicheren Übergangsphase sich 
selbst die Hände binden und ihre Reformbereit-
schaft gegenüber der eigenen Bevölkerung sig-
nalisieren können (Devarajan et al. 2001). Die 
Zahl der Auflagen sollte jedoch von Beginn an 
begrenzt sein, um Raum für die Eigeninitiative 
der Reformer zu lassen.15 Sobald der Reform-
prozess fester verankert ist, sollte die Konditio-
nalität abgebaut werden. In dieser Phase be-
stünde die wesentliche Aufgabe der Bretton-
Woods-Institutionen darin, bei Bedarf techni-
sche Hilfe zu leisten.  
Eine EZ, die sich in diesem Sinne darauf kon-
zentriert, bereits begonnene Reformen in Ent-
wicklungsländern zu unterstützen und durch 
Mittelentzug Regierungen in schlecht geführten 
Staaten möglicherweise zu Reformen zu bewe-
gen, könnte zumindest einen begrenzten Beitrag  
zur weltweiten Armutsbekämpfung leisten. Auf 
dem Weg zu einer effektiveren EZ ist jedoch 
mit einer Reihe von Hindernissen zu rechnen. 
Auf der Geberseite stehen politische Opportu-
nitätsüberlegungen einer rationalen Mittelver-
gabe entgegen. Auf der Nehmerseite ist davon 
auszugehen, dass eine Reihe von Ländern selbst 
dann, wenn die ausländische Kapitalzufuhr aus-
bleiben sollte, nicht reformbereit sein werden. 
Dies gilt insbesondere dort, wo Erlöse aus Roh-
stoffen der Elite ein gesichertes Auskommen 
ermöglichen (Langhammer 1996). Darüber hin-
aus dürfte es Regierungen geben, die auch mit 
massiver technischer Hilfe nicht in der Lage 
sind, ein konsistentes Reformprogramm zu 
implementieren. Alles in allem wird die EZ 
deshalb wohl kaum etwas daran ändern, dass es 
auch in Zukunft neben Erfolgsfällen wie China 
zahlreiche stagnierende Volkswirtschaften mit 
anhaltend hoher Armut geben wird. 
____________________ 
15Einen Schritt in Richtung einer stärker auf die Eigenini-
tiative setzenden EZ haben IWF und Weltbank im Rahmen 
der Entschuldungsinitiative für arme und hoch verschuldete 
Länder (HIPC) getan. Um sich für die Streichung von 
Schulden zu qualifizieren, müssen die betroffenen Länder 
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